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_ 2 _ Gemäß § 11 des Bu-ndesbaugesetzes
genehmigt

Landratsamt Waldshut

PLANUNGSRECHTLICHE 2 0 JAN. 1933

gem. § 9 Abs. 1 BBauG

1 . Art der baalichen Nutziing

•  L 0Der raumliche Geltungsbereich des Bebatrcmgsplanes wird

BA

gegliedert in

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO

1.1.1 Ausnahmen

Anlagen nach § 4 (3) Nr. 1 - 2- BauNVO sind gem. § 1 (6)
BauNVO allgemein zulässig, sofern die Eigenart des Bau
gebietes im allgemeinen gev/ahrt bleibt.

1. Betriebe des Beherberungsgev;erbes,
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe.

Anlagen gem. § 4 (3) Nr. 3-6 BauNVO sind nicht Bestand
teil des Bebauungsplanes.

.  1.2 Mischgsbiet (Mi) gem. § 6 BauNVO

■  ''•2.1 Gliederung des Mischgebietes gem. § 1 (4) BauNVO

1. Bereich westlich Carl-Denk-Straße

Nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe und Anlagen
sowie V7ohnungen für Aufsichts— u. Bereitschaftspersonal
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter zulässig.

2. Bereich östlich Bundesstraße

gem. § 6 (1) BauNVO nur Gewerbebetriebe zulässig, die
das Wohnen nicht wesentlich stören.

Wohnungen unzulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 16 BauNVO

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt
durch Eintragung (Bl. 2) der Grundtlächenzahl (GRZ) und
der Geschoßflächenzahl (GFZ) als Höchstgrenze und der
Zahl der Vollgeschosse zwingend oder als Höchstgrenze.

3. Bauweise gem. § 22 BauNVO
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3.1 Die Bauweise wird gem. § 22 Abs
weisc festgesetzt. genehmigt

Landratsamt Waldshut
3.2 Gemäß Eintragung im Plan sind gem. § 22 {-2) BauNVO Flächen

festgesetzt, auf denen nur EirW^lttiätTliieBS^^ ni<^rGDöppdi^
häuser zulässig sind.

3.3 Bei den von der Stichstraße F-G erschlosild^^ cVundstücken
ist eine besondere Bauweise festgesetzt.l^Dl^^lG^agen sind
jeweils unter dem abgeschleppten Dach des^^^^^gebäudes an
der Nordgrenze zu errichten.

pAl

4. Uberbaubare Grundstücksflachen gem. § 23 BauNVO

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Festsetzung
von Baugrenzen bestimmt.

5. Stellung der baulichen Anlagen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BBauG

Die Stellung der baulichen Anlagen ist durch Planzeichen
im Plan festgesetzt.

5.1 Bei Gebäuden mit Satteldächern sind die in den Plänen ein

getragenen Firstrichtungen zwingend einzuhalten.

Höhenlage der Gebäude gem. § 9 Abs. 2 BBauG

Die Erdgeschoßfußbodenhöhe darf über die im Mittel gemes
sene Straßenhöhe (Hinterkante Gehweg) hinausragen:

im ebenen Gelände max. 60 em

in der Hangzone max. 60 cm
über gewachsenem Gelände

7. Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO

7.1 Nebenanlagen sind in den nicht überbaubaren Grundstücks
flächen nur zulässig, .-.oweit es .sich nicht um Gebäude im.
Sinne von § 2 (2) LBO handelt, wie beispielsweise

Sichtschutzmauern, Garäteboxen in Verbin
dung mit Sichtschutzmauern, Pergolen.

7.2 Im gesamten Grundstücksbereich sind zulässig:

ebenerdige bauliche Kleinanlagen, wie bei
spielsweise Schwimmbecken, Spielplätze, Ein
friedigungen.

7.3 Versorgungsanlagen i.S. des § 14 Abs. 2 BauNVO können als
Ausnahjria zugelassen werden.
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9.1
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10.
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Von der Bebauung freizuhaltende Flächen

gem. § 9 Abs, 1 Nr. 10 BBauG

Bei Straßeneinmündungen und Kreuzungen sind die im Plan
festgelegten Sichtdreiecke von jeglicher Anlage, Einfrie
digungen und Bepflanzung mit mehr als 80 cm Höhe freizu
halten.

Garagen und Stellplätze gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BBauG

Mehrere Garagen auf einem Grundstück sind zu Garagengrup
pen zusanunenzuf assen.

Der Mindestabstand der Garage von dem Gehweg bzw. Fahr-
bahnKante beträgt 5,0 m.

Pflanzgehote gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BBauG

Gemäß Elnzeichnung im Plan ist entlang der Bundesstraße
eine Baumreihe zu pflanzen. Vorgeschlagen werden folgende
Baumarten: Platanen, oder Ahorn oder Linden

11. Pflanzbindung gem.. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BBauG

Für die Linde beim Gasthaus Nehratal, die für den Straßen
raum sehr wichtig ist, ist eine Pflanzbindung zur Erhaltung
des Bauraes festgesetzt.

Bebauungsplan- ' iij iTi Uli .. .jj
Gemäß § 11 des Bundesbaugesetzes

.genehmigt

Landratsamt IValdshut

yValdshut-Tlengen, den 2 0. JAil. 1383
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Bebauungspran-^i4iii#Mwtg-iMiiwM«^^
^  Gemäß § 11 des Bundesbaugesetzes

genehmigt

Landratsa.Tit V/aldshut
II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE GESTALTUMG,S)./,OR§QHRIFTENWaidsnut-Tlengen, den 2 0. JmN. riS3

gem. § 9 Abs. 4 BBauG uriu § III LBO

1. Freistehende Einzelhäuser

1.1 Dachform - Dachneigung

1.1.1 Bei Gebäuden mit Satteldächern ist im Allgemeinen Wohn
gebiet eine Neigung zulässig:

bei I - geschossig 26° - 36° u. bei I + DG
bei Il-III-geschossig 27° - 32°
im Bereich der besonderen Bauweise

an der Straße F-G (I+DG)-2G° - 36°

Im Mischgebiet ist für Wohnhäuser eine Neigung von 22 °
bis 28 ° zulässig. Für die Gewerbehallen ist eine Nei
gung von 0 - 15° zulässig.

Für alle geneigten Dächer ist engobiertes Bedachungs
material zu verwenden.

1.1.2 Dachgaupen und Dachaufbaute"-« sind nur bei I-geschossigen
Gebäuden zulässig.

1.1.3 Dacheinschnitte dürfen sich nur über ein Drittel der Ge
bäudelängsseiten erstrecken.

1.1.4 Dacheinschnitte und Dachgaupen dürfen auf der gleichen
Dachfläche nicht angeordnet werden.

2. Reihenhäuser und Hausgruppen

2.1 Für die Dachforra und Dachneigung gilt GZ. II.1.1.

2.2 Reihenhäuser und Hausgruppen sind in Form und Gestaltung,
insbesondere der Traufhöhe, Sockelhöhe, Dachneigung, Firs-
höhe, Dachgesimsvorsprung und Gebäudetiefe sowie Art und
Farbe des Dachdeckungsmaterials aufeinander abzustimmen.

3. Garagen

3.1 Garagen sind, soweit sie nicht in baulichem Zusammenhang
mit dem Hauptgebäude stehen, mit Flachdächern oder flach
geneigten Dächern mit max. 5 ° Neigung zu versehen.

3.2 Für an der Grenze zusammengebaute Garagen gilt II.2.2 ent
sprechend .

3.3 Im Bereich der festgesetzten besonderen Bauweise an der
Stichstraße F—G sind die Dächer vom Hauptgebäude über die
Grenzgaragen abzuschleppen.

4. Gebäudehöhe

4.1 Die Höhe der Gebäude darf von der im Mittel an der jeweili
gen Gebäudekante gemessenen vorhandenen GelMndeoberfläche
bis zur Traufe (SchnittpunkiT^ußenvjand - Dachhaut) liöcH'-~~^
stens betragen:
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5.1

5.2

5.3

6.

6.1

6.2

7.

7.1
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bei eingeschossigen Gebäuden
bei zweigeschossigen Gebäuden
bei dreigeschossigen Gebäuden

3,50 m
6,50 rn
9,50 m

Einfriedigungen

Als Einfriedigungen'entlang der öffentlichen. Straßen,
Wege und Plätze sind z.B. gestattet: Sockelmäuerchen
bis'30 cm Höhe mit He'ckenhinterpf lanzdng, einfache
Holzzäüne mit oder ohne Heckenhinterpflanzung.
Stacheldraht darf nicht verwendet werden.'

Die Höhe der Einfriedigungen darf max. 0..80 m über Geh
wegoberkante oder eingeebnetem Gelände liegen.

Bei den Mehrfamllienhausgrundstücken sind seitliche
Einfriedigungen innerhalb dc^r Grundstücke und Ein
friedigungen entlang öffentlicher Straßen unzulässig.
(Bereich Carl-Denk-Straße - Helvetierstia.ße-Römerstraße)

Gestaltung der unbebauten Elächen und Vorgärten

Auffüllungen und Alatragungen auf den Grundstücken sind so
durchzuführen, daß die gegebenen, natürlichen Geländever
hältnisse vjenig beeinträchtigt werden.

Die Freiflächen sind als Grünflächen oder Gärten anzu
legen und zu unterhalten.

Sammelantennen

Bei allen Mehrfamilienhäusern und bei einheitlicli durch
Bauträger ausgeführten Gebäudegruppan sind Sammelantennen
zu verwenden.

8. ■ Niederspannungsleituhgen

Gemäß § 11 des Bundesbaugesetzes
genehmigt

Landratsamt Waldshut

Waldshut-Tiengen, den 2 0. JAN. 1-83
Niederspannungsleitujigen sind zu verkabeli
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III. JNACHRICHTLICHE FESTSETZUNGEN

Straßenbauamt Bad Säckingen, Stellungnahiae v. 13.1.1981

1. Entlang der Bundesstraße j.st gemessen vom äußeren Rand
der befestigten Fahrbahn ein 20mSchutzstreifen von
jeglicher baulichen Anlagen freizuhalten, ausgenommen
sind die bestehenüen Gebäude. Die nicht überbaubare

Schutzfläche ist mit dem Planzeichen Nr. 13.4 der Anlage
zur Planzeichenverordnung vom 19. Januar 1965 (BGBl.
I. S. 21) im Plan gekennzeichnet.

Zufahrten und Zugänge zur Bundesstraße werden nicht
gestattet.
Das Verbot der Zufahrt und des Zuganges ist im Bebauungs
plan mit dem Planzeichen Nr. 12.3 der Arilage zum Plan
zeichenerlaß vom 13. April 1966 Nr. V 2073/50 (GABI. S. 309)
festzulegen, ausgenommen hiervon ist die bestehende Zu
fahrt zur Tankstelle,

Beiderseits der Einmündung der Erschließungsstraße in die
Bundesscraße sind die Sichtflächen der Annäherungssicht
weite von 20/250 m von jeder Bebauung, Einfriedigung,
Bepflanzung oder sonstigen Nutzung über 0,80 m Höhe über :
Fahrbahnoberkante der Straße des überörtlichen Verkehrs

und der Gemeindestraße freizuhalten.

Stadt Wehr, den 8.9.1981 Der Büraermeister:

geändert nach Offenlegung
Gemeinderat 12.01.1982

geändert am 26.11.1982
nach Forderungen Landratsamt
Gemeinderat 30. Nov.1982

om
msi

H'

I. V.

ordneter/

Bebauungsplan-iWiii^wwwr^yi'*'*'**'**^

Gemäß § 11 des Bundesbaugesetzes

genehmigt

Landratsanit V/aldshut

VValdshut-Tiengen, den 2 0. JAH.'iS83
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Gemäß § 11 des Bundesbaugeselzes

BEBAUUNGSVORSCKRI F
fcafldrat3Qint VValdshut

zurr. Bebauungsplan ■ 2 0. JAii. 1983

der Stadt WEHR '

dtDSI*

?!

im Stadtteil Öflingen r

Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes "WECKERTSMATT"
in Kraft getreten am 07.12.1964

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist wie folgt
begrenzt:

Im Westen: östliche Grenze der B 34 sowie Lgb.Nr. 27, 38 und
43 (teilweise) sov/ie westliche Grenze der Grund- •
stücke Lgb.Nr. 19/1 und 19/4

Im Süden : Südliche Gemarkungsgrenze öflingen

Im Osten : Westliche Grenze der Wehratalbahnlinie Lgb.Nr. 4209
(teilw.), östliche Grenze der Grundstücke Lgb.Nr.
4290, 58/1, 4291, 57/1, westliche Grenze der Grund-
Stucke Lgb.Nr. 1768 und- 1777 (teilweise)

Im Norden: Nördliche Grenze der Grundstücke Lgb.Nr. 19/1,
(teilweise), 38/3 (teilweise), 38/1 (teilweise)
27/3, 46 (teilweise) und 4293 (teilweise)

A. Rechtsgrundlagen

1. §§ 1, 2, 8 und 9 des Bundesbaugesetzes vom 18.8.1976
(BGBl. I S. 2256, 3617), zuletzt geändert durch Ge
setz vom 6.7.1979 (BGBl. I S. 949) — BBauG.

2. §§ 1 -27 der Verordnung über die bauliche Nutzung
.der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) i.d.F. der
Bekanntmachung vom 15.9.77 (BGBi. IS. 1763) —
BauNVO.

3. §§ 1 -3 der Verordnung über die Ausarbeitung der Eau-
leitpläne sowie über die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung) vom 19.1.1965 (BGBl. IS. 21)
— PlanZVO.

4. § III der Landesbauordnung für Baden-Württemberg i.d.F.
vom 20.6.72 (Ges.Bl. S. 352) zuletzt geändert durch
Gesetz vom 12. Febr. .1980 (Ges.Bl. S. 116) — LBO.

B. Textliche Festsetzungen

In Ergänzung der Planzeichnung (Bl. 2) wird folgendes
festgesetzt:

2 -


